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2. Änderungssatzung zu der Satzung über die Erhebung 

einer Zweitwohnungssteuer in der Gemeinde Grömitz 

Aufgrund von § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 

28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., Seite 57) sowie aufgrund von § 1 Absatz 1, § 2, § 3 Absätze 1 

Satz 1 und 8 und § 18 Absatz 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 

Schleswig-Holstein (KAG) vom 10.01.2005 (GVOBl. Schl.-H., Seite 27), jeweils in der zuletzt 

gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung Grömitz vom 

16.12.2021 die 2. Änderungssatzung zu der Satzung über die Erhebung einer 

Zweitwohnungssteuer in der Gemeinde Grömitz vom 29.10.2020 erlassen: 

 

 

Artikel 1 
 

§ 3 Steuerpflichtiger erhält folgende Fassung: 

(1) Steuerpflichtig ist, wer im Gemeindegebiet eine Zweitwohnung im Sinne des § 2 innehat. 

(2) Nicht der Steuer unterliegt das Innehaben einer berufsbedingt erforderlichen Zweitwohnung 

einer verheirateten, nicht getrenntlebenden Person, wenn die Wohnung trotz vorwiegender 

Nutzung aufgrund melderechtlicher Vorschriften betreffend den Familienwohnsitz nicht 

Hauptwohnung sein kann. Diese Regelung ist auch auf eingetragene Lebenspartnerschaften 

anzuwenden. 

(3) Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Zweitwohnung inne, so sind sie 

Gesamtschuldner der Zweitwohnungssteuer.  

 

 

Artikel 2 
 

Abs. 6 des § 4 Steuermaßstab erhält folgende Fassung: 

 

Der Faktor für die Gebäudeart wird wie folgt bemessen: 

Gebäudeart Wertfaktor 

Mobilheim 0,8 

Sonstige wohnlich genutzte Gebäude bis zu 30 m² Wohnfläche 0,8 

Mehrfamilienhaus/Mehrgeschosswohnungsbau: 

Eigentumswohnung, Mietwohnung, sonstige Wohnung 

 

1,0 

Zweifamilienhaus, Doppelhaus, Reihenhaus 1,1 

Einfamilienhaus 1,2 

 

 

 

Artikel 3 
 

(1) Diese 2. Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2014 in Kraft. 

 
(2) Die Steuerpflichtigen dürfen aufgrund der Rückwirkung dieser Satzung nicht schlechter 

gestellt werden als nach dem bisherigen Satzungsrecht. Zur Ermittlung einer etwaigen 

Schlechterstellung im Einzelfall ist bei jeder Veranlagung, die auf der Grundlage der 
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rückwirkenden Satzung für den Rückwirkungszeitraum erfolgt, eine Vergleichsberechnung auf 

Grundlage der bisherigen Satzungsregelungen anzustellen. 

 

(3) Bestandskräftige Bescheide werden von der Rückwirkung dieser Satzung nicht erfasst. 

 

 
Ausgefertigt: 

Grömitz, den 16.12.2021 

 gez. 
Mark Burmeister 
Bürgermeister 

 


